
 
Staatliche Beihilfen: Kommissionsuntersuchung ergibt keine selektive
steuerliche Begünstigung von McDonald's durch Luxemburg
 
Brüssel, 19. September 2018 

Europäische Kommission - Pressemitteilung

Die Kommission hat festgestellt, dass die Nichtbesteuerung bestimmter Gewinne von
McDonald's in Luxemburg keine unzulässige staatliche Beihilfe darstellt, da sie mit dem
luxemburgischen Steuerrecht und dem Doppelbesteuerungsabkommen zwischen Luxemburg
und den USA im Einklang stand.

Gleichzeitig begrüßt die Kommission die Maßnahmen, die Luxemburg ergriffen hat, um eine
doppelte Nichtbesteuerung in Zukunft zu vermeiden.
 
EU-Wettbewerbskommissarin Margrethe Vestager erklärte hierzu: „Die Kommission hat nach den EU-
Beihilfevorschriften geprüft, ob die doppelte Nichtbesteuerung bestimmter Gewinne von McDonald's
darauf zurückzuführen war, dass Luxemburg sein nationales Recht und das
Doppelbesteuerungsabkommen mit den USA zugunsten von McDonald's falsch angewendet hat. Nach
den EU-Beihilfevorschriften dürfen die Mitgliedstaaten keine unfairen, nur bestimmten Unternehmen
vorbehaltene Vorteile gewähren, und diese Grundregel gilt auch für unzulässige Steuervorteile. Unsere
eingehende Prüfung hat jedoch ergeben, dass die doppelte Nichtbesteuerung in diesem Fall auf einer
Inkompatibiliät zwischen dem luxemburgischen und dem US-Steuerrecht und nicht auf eine
Sonderbehandlung durch Luxemburg zurückzuführen ist. Luxemburg hat daher nicht gegen die EU-
Beihilfevorschriften verstoßen.

Es bleibt jedoch festzuhalten, dass McDonald's keine Steuern auf seine Gewinne entrichtet hat – und
das entspricht nicht dem Prinzip der Steuergerechtigkeit. Deshalb begrüße ich es sehr, dass die
luxemburgische Regierung gesetzgeberische Schritte unternimmt, um das in diesem Fall entstandene
Problem zu lösen und derartige Situationen in Zukunft zu vermeiden.“

Die Kommission hatte im Dezember 2015 ein Verfahren eingeleitet, um eingehend zu prüfen, ob
Luxemburg sein Doppelbesteuerungsabkommen mit den USA möglicherweise falsch angewandt hat.
Dabei kam sie zu dem Ergebnis, dass die steuerliche Behandlung von McDonald's Europe Franchising in
Luxemburg nicht gegen das Doppelbesteuerungsabkommen mit den USA verstößt. Folglich stehen die
Steuervorbescheide, die McDonald's erteilt wurden, mit den EU-Beihilfevorschriften im Einklang.

Unternehmensstruktur von McDonald's Europe Franchising
McDonald's Europe Franchising ist eine Tochtergesellschaft des US-Unternehmens McDonald's
Corporation. Sie ist steuerlich in Luxemburg ansässig und hat zwei Niederlassungen: eine in den USA
und eine in der Schweiz. Im Jahr 2009 erwarb McDonald's Europe Franchising von McDonald's
Corporation (USA) eine Reihe von Franchise-Rechten, die die Gesellschaft dann intern ihrer US-
Niederlassung zuwies.

Somit erhält McDonald's Europe Franchising Lizenzgebühren von Franchisenehmern, die in Europa, der
Ukraine und Russland Fastfood Restaurants unter der Marke McDonald's betreiben.

Zudem gründete McDonald's Europe Franchising eine schweizerische Zweigniederlassung, die Rechte
an Franchisenehmer vergibt. Über diese Niederlassung wurden die Lizenzgebühren von Luxemburg an
die US-Niederlassung der Gesellschaft transferiert.

Steuervorbescheide für McDonald's in Luxemburg
Im März 2009 erteilten die luxemburgischen Behörden McDonald's Europe Franchising einen ersten
Steuervorbescheid‚ in dem bestätigt wurde, dass das Unternehmen in Luxemburg keine
Körperschaftsteuer zahlen müsse, da die Gewinne in den USA der Steuer unterliegen würden. Dies
wurde mit dem Doppelbesteuerungsabkommen zwischen Luxemburg und den USA begründet, nach
dem Einkünfte von der Körperschaftsteuer in Luxemburg befreit sind, wenn sie in den USA besteuert
werden können. Gemäß diesem ersten Steuervorbescheid sollte McDonald's Europe Franchising den
luxemburgischen Steuerbehörden jedes Jahr Nachweise dafür vorlegen, dass die über die Schweiz in
die USA transferierten Lizenzgebühren in den USA und in der Schweiz gemeldet und der Steuer
unterliegen.

http://europa.eu/rapid/press-release_IP-15-6221_de.htm


In der Folge gab es einen Austausch zwischen den luxemburgischen Behörden und McDonald's über die
steuerpflichtige Präsenz (d. h. das Vorliegen einer „Betriebsstätte“) von McDonald's Europe Franchising
in den USA. McDonald's machte geltend, dass die US-Niederlassung zwar keine „Betriebsstätte“ im
Sinne des US-Steuerrechts darstelle, nach luxemburgischem Steuerrecht aber als „Betriebsstätte“
anzusehen sei. Folglich sollten die Lizenzeinnahmen nach luxemburgischem Körperschaftsteuerrecht
von der Steuer befreit werden.

Die luxemburgischen Behörden stimmten dieser Auslegung letztlich zu und erteilten im September
2009 einen zweiten Steuervorbescheid, nach dem McDonald's Europe Franchising nicht mehr
nachweisen musste, dass die Lizenzeinnahmen in den USA der Steuer unterliegen würden.

Bewertung durch die Kommission
Durch die EU-Beihilfenkontrolle soll sichergestellt werden, dass die Mitgliedstaaten ausgewählte
Unternehmen nicht durch Steuervorbescheide oder auf andere Weise begünstigen. Daher hat die
Kommission im Rahmen einer eingehenden Prüfung untersucht, ob Luxemburg im Fall von McDonald's
von seinen nationalen Steuerrechtsvorschriften und dem Doppelbesteuerungsabkommen mit den USA
abgewichen ist und dem Unternehmen dadurch gegenüber anderen Unternehmen, für die dieselben
nationalen Steuervorschriften galten, einen Vorteil verschafft hat.

Die Kommission gelangte zu dem Schluss, dass dies nicht der Fall war.

Insbesondere konnte nicht festgestellt werden, dass das Doppelbesteuerungsabkommen mit den USA
im zweiten Steuervorbescheid nicht korrekt ausgelegt wurde, wenngleich dies zu einer doppelten
Nichtbesteuerung der an die US-Niederlassung transferierten Lizenzgebühren führte. Daher kam die
Kommission zu dem Ergebnis, dass die luxemburgischen Behörden das Doppelbesteuerungsabkommen
mit den USA nicht falsch angewendet haben und dass der Steuervorteil, der McDonald's Europe
Franchising gewährt wurde, nicht als staatliche Beihilfe anzusehen ist.

Die US-Niederlassung von McDonald's Europe Franchising war nach dem US-Steuergesetz nicht als
Betriebsstätte einzustufen.

Gleichzeitig stellte die Kommission fest, dass die luxemburgischen Behörden die US-Niederlassung von
McDonald's Europe Franchising von der Körperschaftsteuer befreien konnten, ohne das
Doppelbesteuerungsabkommen zu verletzen, da die US-Niederlassung nach luxemburgischem
Steuerrecht als Betriebsstätte angesehen werden konnte. Nach der einschlägigen Bestimmung des
luxemburgischen Steuerrechts erfüllten die Geschäftstätigkeiten der US-Niederlassung von McDonald's
Europe Franchising alle Voraussetzungen für die Einstufung als Betriebsstätte.

Daher kam die Kommission zu dem Ergebnis, dass die luxemburgischen Behörden das
Doppelbesteuerungsabkommen zwischen Luxemburg und den USA nicht falsch angewendet haben, als
sie die Einnahmen der US-Niederlassung von der luxemburgischen Körperschaftsteuer befreiten.

Verhinderung künftiger doppelter Nichtbesteuerung in Luxemburg
Diese Auslegung des Doppelbesteuerungsabkommens zwischen Luxemburg und den USA führte zu
einer doppelten Nichtbesteuerung der Franchiseeinnahmen von McDonald's Europe Franchising.

Die luxemburgische Regierung hat am 19. Juni 2018 einen Entwurf für eine Steuergesetzänderung
vorgelegt‚ um die einschlägige Bestimmung mit dem OECD-Projekt zur Gewinnverkürzung und
Gewinnverlagerung (Base Erosion and Profit Shift) in Einklang zu bringen und ähnliche Fälle von
doppelter Nichtbesteuerung in Zukunft zu vermeiden. Der Entwurf liegt derzeit dem luxemburgischen
Parlament zur Beratung vor.

Die vorgeschlagene neue Regelung sieht strengere Kriterien für die Einstufung als Betriebsstätte nach
luxemburgischem Recht vor. Ferner könnte Luxemburg unter bestimmten Voraussetzungen verlangen,
dass Unternehmen, die sich auf eine steuerpflichtige Präsenz im Ausland berufen, nachweisen, dass sie
in dem anderen Land auch tatsächlich der Steuer unterliegen.

Hintergrund
Steuervorbescheide an sich stellen nach den EU-Beihilfevorschriften kein Problem dar, wenn sie
lediglich bestätigen, dass steuerliche Vereinbarungen zwischen verschiedenen Unternehmen einer
Unternehmensgruppe mit den einschlägigen Steuervorschriften im Einklang stehen.
Steuervorbescheide, die bestimmten Unternehmen einen selektiven Vorteil verschaffen, können
hingegen den Wettbewerb im EU-Binnenmarkt verfälschen und damit gegen die EU-Beihilfevorschriften
verstoßen.

Seit Juni 2013 prüft die Kommission von den Mitgliedstaaten erteilte Steuervorbescheide für einzelne
Unternehmen auf der Grundlage der EU-Beihilfevorschriften. Die Auskunftsersuchen wurden im
Dezember 2014 auf alle Mitgliedstaaten erweitert.

Folgende Untersuchungen im Zusammenhang mit Steuervorbescheiden sind bereits abgeschlossen:
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Im Oktober 2015 stellte die Kommission fest, dass Luxemburg und die Niederlande Fiat bzw.
Starbucks selektive Steuervorteile gewährt hatten. Auf diese Kommissionsbeschlüsse hin forderte
Luxemburg 23,1 Mio. EUR von Fiat zurück, während Starbucks in den Niederlanden 25,7 Mio. EUR
nachzahlen musste.

-

Im Januar 2016 stellte die Kommission fest, dass Belgien im Rahmen seiner „Gewinnüberschuss“-
Steuerregelung mindestens 35 multinationalen Unternehmen (überwiegend EU-Unternehmen)
selektive Steuervorteile gewährt hatte, die nach den EU-Beihilfevorschriften unzulässig waren. Der
Gesamtbetrag, der von den 35 Unternehmen zurückgefordert werden muss, wird einschließlich
Zinsen mit rund 900 Mio. EUR veranschlagt. Belgien hat bereits mehr als 90 % der unzulässigen
Beihilfen zurückgefordert.

-

Im August 2016 stellte die Kommission fest, dass Irland Apple unzulässige Steuervergünstigungen
gewährt hat. Daraufhin forderte Irland 14,3 Mrd. EUR von Apple zurück.

-

Im Oktober 2017 stellte die Kommission fest, dass Luxemburg Amazon unzulässige
Steuervergünstigungen gewährt hat. Daraufhin forderte Luxemburg 282,7 Mio. EUR von Amazon
zurück.

-

Im Juni 2018 stellte die Kommission fest, dass Luxemburg Engie unzulässige
Steuervergünstigungen von ungefähr 120 Mio. EUR gewährt hat. Das Rückforderungsverfahren ist
noch nicht abgeschlossen.

-

Zudem untersucht die Kommission derzeit die Steuervorbescheide, die die Niederlande Inter IKEA
erteilt haben, und eine Steuerregelung für multinationale Unternehmen im Vereinigten Königreich. Die
beiden Verfahren sind noch nicht abgeschlossen.

Sobald alle Fragen im Zusammenhang mit dem Schutz vertraulicher Daten geklärt sind, wird die
nichtvertrauliche Fassung des Beschlusses im Beihilfenregister auf der Website der GD Wettbewerb
unter der Nummer SA.38945 zugänglich gemacht. Über neu im Internet und im Amtsblatt
veröffentlichte Beihilfebeschlüsse informiert der elektronische Newsletter State Aid Weekly e-News.

Kontakt für die Medien:
Ricardo CARDOSO (+32 2 298 01 00)
Giulia ASTUTI (+32 2 295 53 44)

Kontakt für die Öffentlichkeit: Europe Direct – telefonisch unter 00 800 67 89 10 11 oder per E-Mail
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